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A. Problem 

Die mit dem 1. Statistikbereinigungsgesetz vom 14. März 1980 
(BGBl. I S. 294) eingeleitete und mit der Statistikbereinigungs-
verordnung vom 14. September 1984 (BGBl. I S. 1247) fortge-
setzte fachliche Bereinigung bundesstatistischer Rechtsvor-
schriften soll weitergeführt werden. 

Darüber hinaus sollen — soweit dies dem Gesetzgeber zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt bereits möglich erscheint — in den 
Gesetzen, deren fachliche Bereinigung ansteht, Anpassungen 
an die Forderungen des Volkszählungsurteils des Bundesver-
fassungsgerichts — neben der parallel angestrebten umfas-
senden Anpassung des Bundesstatistikgesetzes — in bezug 
auf einige Übermittlungsregelungen vorgenommen werden. 

B. Lösung 

Im Rahmen der fachlichen Bereinigung sieht der Gesetzent-
wurf schwerpunktmäßig Regelungen zur weiteren Entlastung 
der Bürger und der Wirtschaft von statistischen Auskunfts-
verpflichtungen vor. Durch die Änderung von 17 statistischen 
Rechtsvorschriften wird im Hinblick darauf das zeitlich befri-
stete Recht der Statistikbereinigungsverordnung vom 14. Sep-
tember 1984 (BGBl. I S. 1247) auf gesetzliche Dauerregelungen 
umgestellt. Dabei handelt es sich sowohl um die Streichung 
einzelner Statistiken und statistischer Erhebungsmerkmale 
als auch um die Verlängerung von Periodizitäten. Der Gesetz-
entwurf ordnet darüber hinaus zusätzliche Einschränkungen 
bestehender Statistiken an. In wenigen Fällen, in denen dies 
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aus fachlichen Gründen als unumgänglich angesehen wird, 
sollen aber auch Erweiterungen des bisherigen Erhebungsum-
fanges vorgesehen werden. 

Als erste Anpassungen der im Entwurf eines Zweiten Geset-
zes zur Änderung statistischer Vorschriften aufgegriffenen 
Gesetze und Verordnungen an die Vorgaben des Volkszäh-
lungsurteils des Bundesverfassungsgerichts sollen einige 
Übermittlungsvorschriften gestrichen werden. 

Die Beschlüsse des Innenausschusses sehen im wesentlichen 
folgende Abweichungen vom Regierungsentwurf vor: 

In der Finanzplanungsstatistik wird künftig vom Nachweis 
der Aufgabengliederung für Bund und Länder abgesehen; im 
kommunalen Bereich werden die Nachweisungen auf inve-
stive Ausgaben beschränkt. Bei den Personalstandsstatistiken 
des öffentlichen Dienstes sollen Periodizitätsverlängerungen 
und eine Beschränkung bei der Personalwechselstatistik auf 
ausgewählte Fallgruppen vorgenommen werden. In der Stati-
stik über die Personenbeförderung im Straßenverkehr wird 
auf eine Übermittlungsregelung für Einzelangaben und auf 
eine Veröffentlichungsregelung verzichtet. 

Im Rahmen einer Entschließung zum Gesetzentwurf soll 
ferner u. a. festgestellt werden, daß mit der teilweisen Anpas-
sung der im Rahmen der Statistikbereinigung aufgegriffenen 
Gesetze und Verordnungen an die Vorgaben des Volkszäh-
lungsurteils kein Präjudiz in der Frage verbunden ist, ob und 
wenn ja in welchem Umfang eine weitere gesetzgeberische 
Anpassung der im Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände-
rung statistischer Rechtsvorschriften enthaltenen Gesetze 
und Verordnungen erfolgen muß. Die Bundesregierung soll 
ferner ersucht werden, in einem bis zum 1. Januar 1988 zu 
erstattenden Bericht unter Berücksichtigung der Vorgaben 
des Volkszählungsurteils des Bundesverfassungsgerichts dar-
zulegen, ob und inwieweit ggf. weitere Änderungen einzelsta-
tistischer Rechtsvorschriften erforderlich sind. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Der Bundesrat hat die Beibehaltung der zur Streichung vorge-
sehenen Übermittlungsregelungen vorgeschlagen. Darüber 
hinaus hat er in einigen Fällen zusätzliche statistische Berei-
nigungen empfohlen, die die Entwicklung weiterer statisti-
scher Erhebungen oder die Reduzierung des Erhebungsum-
fanges zum Ziel haben. In bezug auf die Beherbergungsstati-
stik hat der Bundesrat eine jährliche Ergänzungserhebung 
bei Kleinbetrieben in ausgewählten Gemeinden angeregt. 

D. Kosten 

Die vorgesehenen Änderungen einzelner Bundesstatistiken 
werden insgesamt zu keinen zusätzlichen Kosten bei den aus-
führenden Behörden in Bund und Ländern führen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvor-
schriften — Drucksache 10/5964 — in der aus der nachstehenden Zusammen-
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. folgender Entschließung zuzustimmen: 
Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen ist auch die Frage erörtert 
worden, ob und in welchem Umfang der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung statistischer Rechtsvorschriften Anlaß gibt, weitere einzelstatisti-
sche Rechtsvorschriften im Sinne der Vorgaben des Volkszählungsurteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 zu ändern. 
Der Deutsche Bundestag hat diese Frage in der ihm zur Verfügung stehenden 
Beratungszeit nicht abschließend beantworten können. Er ist der Auffassung, 
daß auch eine zunächst teilweise Anpassung der im Rahmen der Statistikbe-
reinigung aufgegriffenen Gesetze und Verordnungen an die Vorgaben des 
Volkszählungsurteils zulässig ist. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß 
damit kein Präjudiz in der Frage verbunden ist, ob und in welchem Unfang 
eine weitere gesetzgeberische Anpassung einzelstatistischer Rechtsvorschrif-
ten erfolgen muß. Hierüber erwartet er nähere Aufschlüsse durch den von der 
Bundesregierung nach § 26 Abs. 4 Sätze 2 und 3 des Entwurfs eines Bundes-
statistikgesetzes bis zum 1. Januar 1988 zu erstattenden Bericht. 

Bonn, den 3. Dezember 1986 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Dr. Wernitz 

Berichterstatter 

Ströbele Broil Dr. Hirsch 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(2. Statistikbereinigungsgesetz — 2. StatBerG) 
— Drucksache 10/5964 — 
mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
statistischer Rechtsvorschriften 

(2. Statistikbereinigungsgesetz — 2. StatBerG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz über Statistiken 
der Rohstoff- und Produktionswirtschaft 

einzelner Wirtschaftszweige 

Das Gesetz über Statistiken der Rohstoff- und 
Produktionswirtschaft einzelner Wirtschaftszweige 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 708-2, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1607), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird die Nummer 4 gestrichen und in Num-
mer 3 wird das Komma durch einen Punkt er-
setzt. 

2. § 5 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Gesetz über Steuerstatistiken 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 6. Dezem-
ber 1966 (BGBl. I S. 665), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 22 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. 
I S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird Nummer 7 gestrichen und in 
Nummer 6 wird das Komma durch einen Punkt 
ersetzt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
statistischer Rechtsvorschriften 

(2. Statistikbereinigungsgesetz — 2. StatBerG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

unverändert 

Artikel 1 a 

Gesetz über die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe 

In § 2 des Gesetzes über die Statistik im Produ-
zierenden Gewerbe in der Fassung der Bekannt-
machung vom 30. Mai 1980 (BGBl. I S. 641) wird 
Buchstabe A Ziffer III Nr. 4 gestrichen. 

Artikel 2 

unverändert 
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Entwurf 

2. In § 2 Abs. 1 wird Nummer 5 gestrichen und in 
Nummer 4 wird das Komma durch einen Punkt 
ersetzt. 

3. In § 3 wird Nummer 6 gestrichen und in Num-
mer 5 wird das Komma durch einen Punkt er-
setzt. 

Artikel 3 

Gesetz über die Finanzstatistik 

Das Gesetz über die Finanzstatistik in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. Juni 1980 
(BGB1. I S. 673) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. der rechtlich selbständigen Einrich-
tungen für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung, die auf Dauer über-
wiegend aus Zuwendungen von ande-
ren in diesem Absatz bezeichneten ju-
ristischen Personen oder den Europäi-
schen Gemeinschaften finanziert wer-
den, sofern die Zuwendungen den Be-
trag von dreihunderttausend Deutsche 
Mark jährlich übersteigen,". 

bb) In Nummer 7 werden nach dem Wort „Un-
ternehmen" die Worte „der Bereiche Ver-
sorgung, Entsorgung und Verkehr" einge-
fügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 2 und 4 werden gestri-
chen. 

bb) Die bisherigen Nummern 3, 5 bis 7 wer-
den Nummern 2 bis 5. 

2. § 3 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. jährlich die Haushaltsansätze des Bundes 
und der Länder auf der Grundlage der Grup-
pierung nach Ausgabe- und Einnahmearten 
und der Gliederung nach Aufgabengebieten 
oder Aufgabenbereichen;". 

3. § 3 a wird gestrichen. 

4. In § 4 wird die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 3)" 
durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 2)" ersetzt. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel 3 

Gesetz über die Finanzstatistik 

Das Gesetz über die Finanzstatistik in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. Juni 1980 
(BGBl. I S. 673, 782) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. In § 3 Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte „und für das 
zweite Planungsjahr" durch die Worte „sowie bei 
den in § 2 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten juristischen 
Personen zusätzlich die investiven Ausgaben" 
ersetzt. 

4. § 3 a wird gestrichen. 

5. In § 4 wird die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 3)" 
durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 2)" ersetzt. 
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Entwurf 

5. § 5 wird gestrichen. 

6. In § 6 wird die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 5)" 
durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 3)" ersetzt. 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Statistiken des Personals (§ 2 Abs. 2 
Nr. 4) erfassen 

1. für die Beschäftigten der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 6 bezeichneten juristischen Personen 
mit Ausnahme der Betriebskrankenkassen 
privater Unternehmen, der in § 2 Abs. 1 

• Nr. 7 bezeichneten Einrichtungen und Un-
ternehmen sowie der in § 2 Abs. 1 Nr. 8 be-
zeichneten Krankenhäuser nach dem 
Stand vom 30. Juni in jedem Jahr die Art 
des Dienstverhältnisses, den Aufgabenbe-
reich, das Geschlecht, die Laufbahngruppe, 
die Einstufung und das Alter; 

2. für die Empfänger von Versorgungsbezü-
gen nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten 
juristischen Personen mit Ausnahme der 
Betriebskrankenkassen privater Unterneh-
men sowie der in § 2 Abs. 1 Nr. 8 bezeichne-
ten Krankenhäuser nach dem Stand vom 
1. Februar 

a) im staatlichen Bereich in jedem Jahr die 
Eigenschaft als Ruhegehaltsempfänger, 
Witwe, Halbwaise, Vollwaise, Unfall-
waise oder Empfänger von Unterhalts-
beiträgen, 

b) im staatlichen Bereich in jedem dritten 
Jahr zusätzlich die für die Bemessung 
der Versorgungsbezüge maßgebende Be-
soldungsgruppe, 

c) im kommunalen Bereich in jedem sech-
sten Jahr die Eigenschaft als Ruhege-
haltsempfänger, Witwe, Halbwaise, Voll-
waise, Unfallwaise oder Empfänger von 
Unterhaltsbeiträgen sowie die für die 
Bemessung der Versorgungsbezüge 
maßgebende Besoldungsgruppe; 

3. für die Personalzugänge und -abgänge bei 
Bund, Ländern, Gemeinden mit 3 000 und 
mehr Einwohnern und Gemeindeverbän-
den sowie den in § 2 Abs. 1 Nr. 8 bezeichne-
ten Krankenhäusern in jedem sechsten 
Jahr für den Zeitraum vom 1. Juli eines 
Jahres bis zum 30. Juni des folgenden Jah-
res das Geschlecht, das Dienstverhältnis, 
die Laufbahngruppe sowie den Grund des 
Wechsels nach ausgewählten Fallgruppen." 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

6. § 5 wird gestrichen. 

7. In § 6 wird die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 5)" 
durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 3)" ersetzt. 

8. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

`„(1) Die Statistiken des Personals (§ 2 Abs. 2 
Nr. 4) erfassen: 

1. für die Beschäftigten der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 6 bezeichneten juristischen Personen 
mit Ausnahme der Betriebskrankenkassen 
privater Unternehmen, der in § 2 Abs. 1 
Nr. 7 bezeichneten Einrichtungen und Un-
ternehmen sowie der in § 2 Abs. 1 Nr. 8 be-
zeichneten Krankenhäuser nach dem 
Stand vom 30. Juni in jedem Jahr die Art, 
den Umfang und die Dauer des Dienstver-
hältnisses, den Aufgabenbereich, das Ge-
schlecht, die Laufbahngruppe, die Einstu-
fung und das Alter; 

2. unverändert 

3. für die Personalzugänge und -abgänge bei 
Bund, Ländern, Gemeinden mit 3 000 und 
mehr Einwohnern und Gemeindeverbän-
den sowie den in § 2 Abs. 1 Nr. 8 bezeichne-
ten Krankenhäusern in jedem sechsten 
Jahr für den Zeitraum vom 1. Juli eines 
Jahres bis zum 30. Juni des folgenden Jah-
res das Geschlecht, die Art des Dienstver-
hältnisses, die Laufbahngruppe, den Wech-
sel von einem Voll- in ein Teilzeitdienst-
verhältnis und den Wechsel von einem 
Teil- in ein Vollzeitdienstverhältnis. Bei 
der Beendigung eines Dienstverhältnisses 
werden außerdem das zu diesem Zeitpunkt 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6612 

Entwurf 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden durch 
die folgenden Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

„(2) Soweit die nach Absatz 1 Nr. 1 zu erfas-
senden Daten nicht in automatisierter Form 
verfügbar sind, können sie durch Schätzung 
ermittelt werden. In diesem Fall sind für die 
Beschäftigten 

a) die Art des Dienstverhältnisses jährlich, 

b) zusätzlich der Aufgabenbereich, das Ge-
schlecht, die Laufbahngruppe und die 
Einstufung in jedem dritten Jahr, 

c) zusätzlich das Alter in jedem neunten 
Jahr 

zu erheben. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 können 
Daten für die Beschäftigten bei den in § 2 
Abs. 1 Nr. 5 und 6 genannten juristischen Per-
sonen nach dem Stand vom 31. Dezember er-
faßt werden, wenn in den Geschäftsstatistiken 
dieser juristischen Personen der Personal-
stand zu diesem Termin nachgewiesen wird. 
Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 wird für die 
Beschäftigten bei den in § 2 Abs. 1 Nr. 7 ge-
nannten wirtschaftlichen Unternehmen, die in 
rechtlich selbständiger Form geführt werden, 
Aufgabenbereich, Geschlecht und Laufbahn-
gruppe erfaßt. 

(4) Die Erhebungen gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstaben b und c sowie Abs. 2 Buchstabe b 
sind erstmals im Jahr 1989, die Erhebungen 
gemäß § 7 Abs. 2 Buchstabe c erstmals im 
Jahr 1995 durchzuführen." 

8. In § 8 Abs. 1 wird die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 
Nr. 7)" durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 5)" 
ersetzt. 

Artikel 4 
Gesetz über Bodennutzungs- und Ernteerhebung 

Das Gesetz über Bodennutzungs- und Ernteerhe-
bung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. August 1978 (BGBl. I  S. 1509) wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Die Länder Ber-
lin, Bremen und Hamburg erheben" durch die 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

bestehende Alter sowie folgende Fallgrup-
pen für den Grund des Ausscheidens er-
faßt: Tod, vorzeitige Dienst-, Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit, Erreichen der allge-
meinen oder einer besonderen Altersgren-
ze, Versetzung in den Ruhestand vor Errei-
chen der Altersgrenze oder Inanspruch-
nahme des vorzeitigen Altersruhegeldes." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden durch 
die folgenden Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

„(2) Soweit die nach Absatz 1 Nr. 1 zu erfas-
senden Daten nicht in automatisierter Form 
verfügbar sind, können sie durch Schätzung 
ermittelt werden. In diesem Fall sind für die 
Beschäftigten 

a) die , Art, der Umfang und die Dauer des 
Dienstverhältnisses jährlich, 

b) zusätzlich der Aufgabenbereich, das Ge-
schlecht, die Laufbahngruppe und die 
Einstufung in jedem fünften Jahr, 

c) zusätzlich das Alter in jedem zehnten 
Jahr 

zu erheben. 

(3) unverändert 

(4) Die Erhebungen gemäß Absatz 1 Nr. 2 
Buchstaben b und c sind erstmals im Jahre 
1989, die Erhebungen gemäß Absatz 2 Buch-
stabe b erstmals im Jahre 1991 und die Erhe-
bungen gemäß Absatz 2 Buchstabe c erstmals 
im Jahre 1996 durchzuführen." 

9. In § 8 Abs. 1 wird die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 
Nr. 7)" durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 5)" 
ersetzt. 

Artikel 4 
Gesetz über Bodennutzungs- und Ernteerhebung 

Das Gesetz über Bodennutzungs- und Ernteerhe-
bung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. August 1978 (BGBl. I S. 1509) wird wie folgt geän-
dert: 

Nummer 1 entfällt 



Drucksache 10/6612 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Entwurf 

Worte „Das Land Hamburg erhebt" und das 
Wort „führen" durch das Wort „führt" ersetzt 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die Länder Berlin und Bremen erheben die 
Merkmale zur Kennzeichnung der Betriebe 
nach Absatz 1 Nr. 1, beginnend 1987, alle vier 
Jahre." 

2. § 7 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. alle vier Jahre allgemein, beginnend 1988, 
und in den übrigen Jahren, beginnend 1987, 
repräsentativ bei höchstens 12 000 Auskunfts-
pflichtigen der Anbau von Gemüse und Erd-
beeren,". 

3. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „jährlich" wird durch die Worte „alle 
zwei Jahre, beginnend 1988," ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„In den Ländern Baden-Württemberg, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig

-

Holstein wird die Erhebung nach Satz 1 jähr-
lich durchgeführt." 

4. In § 9 Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Die allgemeine Erhebung für das Jahr 1987 fin-
det 1988 statt"  

5. In § 14 Abs. 1 werden nach dem Wort „jährlich" 
die Worte „im Bundesgebiet, außer in den Län-
dern Berlin und Bremen" eingefügt. 

6. § 17 wird gestrichen. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

1. § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei der Gemüseanbauerhebung werden 
im Monat Juli erfaßt 

1. alle vier Jahre allgemein, beginnend 1988, der 
Anbau von Gemüse, Erdbeeren und Zierpflan-
zen, 

2. in den dazwischenliegenden Jahren, begin-
nend 1987, repräsentativ bei höchstens 12 000 
Auskunftspflichtigen der Anbau von Gemüse 
und Erdbeeren, 

3. alle zwei Jahre, beginnend 1990, repräsentativ 
bei höchstens 7 500 Auskunftspflichtigen der 
Anbau von Zierpflanzen, außer in den Jahren 
mit allgemeiner Erhebung, 

4. in den Jahren mit allgemeiner Erhebung zu-
sätzlich der Anbau von Gemüse und Erdbee-
ren zur Erfüllung vertraglicher Bindungen bei 
der Erzeugung und beim Absatz. 

Dabei werden die Flächen nach Pflanzenarten 
und Pflanzengruppen untergliedert." 

2. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

3. § 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Erhebung wird alle fünf Jahre, begin-
nend 1988, abwechselnd allgemein und reprä-
sentativ bei höchstens 15 000 Auskunfts-
pflichtigen in der Zeit von Januar bis Juni 
durchgeführt." 

b) Satz 2 wird gestrichen. 

4. In § 14 Abs. 1 werden nach dem Wort „jährlich" 
die Worte „im Bundesgebiet außer in den Län-
dern Berlin und Bremen" eingefügt. 

5. § 17 wird gestrichen. 
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Entwurf 

Artikel 5 

Viehzählungsgesetz 

Das Viehzählungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Juli 1980 (BGBl. I S. 817) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „reprä-
sentativ" die Worte „außer bei Pferden und Ge-
flügel" eingefügt. 

2. In § 1 Abs. 2 wird Nummer 2 und die Nummerbe-
zeichnung „1" gestrichen sowie hinter dem Wort 
„Geflügel" das Komma durch einen Punkt ersetzt. 
In Satz 2 wird die Zahl „1981" durch „1988" er-
setzt. 

3. In § 2 Satz 1 werden die Worte „im April 1981" 
durch die Zahl „1988" ersetzt und in Satz 4 wird 
das Wort „mehr" gestrichen. 

4. § 8 wird gestrichen. 

Artikel 6 

Gesetz über eine Statistik der Arbeitskräfte 
in der Land- und Forstwirtschaft 

In § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine Statistik der 
Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Juli 1980 
(BGBl. I S. 820) wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„In der Forstwirtschaft finden Erhebungen in je-
dem vierten Wirtschaftsjahr, beginnend 1987/88, 
statt." 

Artikel 7 

Gesetz über eine Geflügelstatistik 

Das Gesetz über eine Geflügelstatistik vom 
29. März 1967 (BGBl. I S. 388) wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 1 

In Brütereien, Unternehmen mit Hennenhal-
tung und in Geflügelschlachtereien werden Erhe-
bungen als Bundesstatistik durchgeführt." 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel 5 

Viehzählungsgesetz 

Das Viehzählungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Juli 1980 (BGBl. I S. 817) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Bei der Viehzählung im Dezember werden alle 
zwei Jahre erfaßt 

a) allgemein, beginnend 1988, die Bestände an 
Rindvieh, Schweinen, Schafen, Pferden und 
Geflügel, 

b) repräsentativ, beginnend 1987, die Bestände 
an Rindvieh, Schweinen und Schafen." 

2. In § 1 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „1981" durch die 
Zahl „1988" ersetzt. 

3. unverändert 

4. unverändert 

Artikel 6 

unverändert 

Artikel 7 

Gesetz über eine Geflügelstatistik 

Das Gesetz über eine Geflügelstatistik vom 
29. März 1967 (BGBl. I S. 388) wird wie folgt geän-
dert: 

1. unverändert 
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2. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

„§ 2 a 

(1) Die Erhebung in Unternehmen mit Hen-
nenhaltung erfaßt, gegliedert nach Betrieben, 

1. zum 15. Tag eines jeden Monats 

a) die Zahl der vorhandenen Hennenhaltungs-
plätze, 

b) die Zahl der legenden Hennen, 

2. monatlich die Zahl der im Vormonat erzeugten 
Eier, 

3. jährlich zum 15. Dezember die Haltungsform 
und den Bestandsaufbau. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber und 
Leiter der Unternehmen mit mindestens 3 000 
Hennenhaltungsplätzen. 

(3) Unternehmen mit Betrieben in verschie-
denen Ländern haben für jedes Land, in dem sie 
einen Betrieb haben, gesondert zu melden. Lie-
gen mehrere Betriebe eines Unternehmens in ei-
nem Land, so kann für diese Betriebe eine zu-
sammengefaßte Meldung abgegeben werden. 
Diese Meldungen sind spätestens am 15. Tag 
nach Ablauf des Berichtsmonats abzugeben." 

3. § 3 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. monatlich das geschlachtete Geflügel;". 

4. § 4 wird gestrichen. 

5. In § 5 Nr. 1 wird das Wort „mehr" gestrichen. 

6. In § 5 Nr. 2 wird die Angabe „§§ 2 und 3" durch die 
Angabe „§§ 2, 2 a und 3" ersetzt. 

7. Die §§ 6 und 7 werden aufgehoben. 

Artikel 8 
Gesetz ü ber eine Schlachtungs- und 

Schlachtgewichtsstatistik 

§ 2 Abs. 1 des Gesetzes über eine Schlachtungs-  
und Schlachtgewichtsstatistik vom 29. August 1975 
(BGBl. I S. 2305) wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 wird das Wort „Herkunft" gestrichen. 

2. Satz 2 wird gestrichen.  

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

„§ 2 a  

(1) Die Erhebung in Unternehmen mit Hen-
nenhaltung erfaßt, gegliedert nach Betrieben, 

1. zum 1. Tag eines jeden Monats 

a) unverändert 

b) unverändert 

2. unverändert 

3. jährlich zum 1. Dezember die Haltungsform 
und den Bestandsaufbau nach Altersklassen 
und Legeperioden. 

(2) unverändert 

(3) Unternehmen mit Betrieben in verschie-
denen Ländern haben für jedes Land, in dem sie 
einen Betrieb haben, gesondert zu melden. Lie-
gen mehrere Betriebe eines Unternehmens in ei-
nem Land, so kann für diese Betriebe eine zu-
sammengefaßte Meldung, gegliedert nach Be-
trieben, abgegeben werden. Diese Meldungen 
sind spätestens am 15. Tag nach Ablauf des Be-
richtsmonats abzugeben." 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

Artikel 8 
entfällt 
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Artikel 9 

Fleischhygiene-Statistik-Verordnung 

In § 3 der Fleischhygiene-Statistik-Verordnung 
vom 20. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3615) werden die 
Absatzbezeichnung „(1)" und Absatz 2 gestrichen. 

Artikel 10 

Bundes- Seuchengesetz 

§ 5 a Abs. 1 des Bundes-Seuchengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 
1979 (BGBl. I S. 2262, 1980 I S. 151) wird wie folgt 
gefaßt: 

„(1) Über die nach den §§ 3 und 8 meldepflichtigen 
Erkrankungen, Todesfälle und Ausbrüche werden 
vierteljährliche Erhebungen als Bundesstatistik 
durchgeführt, soweit nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist. Die Erhebungen über Tuberkulose 
(aktive Form) nach § 3 Abs. 2 Nr. 12 werden nur 
jährlich durchgeführt. Bei den Erkrankungen wer-
den jährlich Alter und Geschlecht der Erkrankten 
erfaßt; die an Tuberkulose Erkrankten sind zusätz-
lich nach Diagnosen sowie nach Deutschen und 
Ausländern zu erfassen. Über Ausscheider von Sal-
monella typhi und Salmonella paratyphi A, B und C 
nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 Buchstaben a und b werden 
jährliche Erhebungen als Bundesstatistik durchge-
führt." 

Artikel 11 

Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten 

§ 11 a Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vom 23. Juli 1953 
(BGBl. I S. 700; § 11 a eingefügt durch Gesetz zur Än-
derung des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge-
schlechtskrankheiten vom 25. August 1969, BGBl. I 
S. 1351) erhält folgende Fassung: 

„Anzugeben sind 

1. Geburtsjahr und Geschlecht des Erkrankten, 

2. Art der Erkrankung." 

Artikel 12 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken 
auf dem Gebiet der Sozialhilfe, 

der Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe 

Das Gesetz über die Durchführung von Statisti-
ken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsop-
ferfürsorge und der Jugendhilfe in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2170-3, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch 
Artikel 19 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel 9 

Fleischhygiene-Statistik-Verordnung 

In § 3 der Fleischhygiene-Statistik-Verordnung 
vom 20. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3615, 3839) wer-
den die Absatzbezeichnung „(1)" und Absatz 2 ge-
strichen. 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 11 

Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten 

§ 11 a Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vom 23. Juli 1953 
(BGBl. I S. 700), das zuletzt durch Artikel 66 des Ge-
setzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Anzugeben sind 

1. Geburtsjahr und Geschlecht des Erkrankten, 

2. Art der Erkrankung." 

Artikel 12 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken 
auf dem Gebiet der Sozialhilfe, 

der Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe 

Das Gesetz über die Durchführung von Statisti-
ken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsop-
ferfürsorge und der Jugendhilfe in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2170-3, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch 
Artikel 19 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird wie folgt geändert: 
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1. § 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. jährlich die Aufwendungen und die Zahl der 
Empfänger der Hilfe, jeweils aufgegliedert 
nach Empfängergruppen und Hilfearten;". 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. alle vier Jahre, beginnend 1986, der Be-
stand an Heimen und sonstigen baulichen 
Einrichtungen aufgegliedert nach Einrich-
tungsarten, Trägergruppen und verfügba-
ren Plätzen;". 

b) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. alle vier Jahre, beginnend 1988, die im Be-
reich der Jugendarbeit durchgeführten 
und mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Maßnahmen der Jugendbildung, der Ju-
genderholung, der internationalen Jugend-
arbeit und der Mitarbeiterbildung [je-
weils] einschließlich der Teilnehmerzahl, 
aufgegliedert nach Trägergruppen und 
Dauer der Maßnahme;". 

c) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. alle vier Jahre, beginnend 1986, die in der 
Jugendhilfe tätigen Personen nach Alter, 
Geschlecht und Berufsausbildungsab-
schluß, nach Stellung im Beruf, Art der Be-
schäftigung und Arbeitsbereich sowie 
nach Art des Trägers und Art der Einrich-
tung." 

3. § 5 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für die Angaben nach § 4 
die Jugendwohlfahrtsbehörden, die kreisan-
gehörigen Gemeinden ohne eigenes Jugend-
amt, soweit sie Aufgaben der Jugendhilfe er-
füllen sowie für die Erhebungen nach den 
Nummern 1, 4 und 6 die Träger der freien 
Jugendhilfe und die privatgewerblichen Trä-
ger. Zur Durchführung der Erhebungen nach 
den Nummern 4 und 6 übermitteln die Ju-
gendwohlfahrtsbehörden den Statistischen 
Ämtern der Länder auf Anforderung die er-
forderlichen Anschriften der übrigen Aus-
kunftspflichtigen." 

Artikel 13 

Gesetz zur Durchführung einer Statistik 
über die Personenbeförderung im Straßenverkehr 

Das Gesetz zur Durchführung einer Statistik 
über die Personenbeförderung im Straßenverkehr 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juni 
1980 (BGBl. I S. 865) wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

1. unverändert 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. alle vier Jahre, beginnend 1986, der Be-
stand an Heimen und sonstigen baulichen 
Einrichtungen, aufgegliedert nach Einrich-
tungsarten, Trägergruppen und verfügba-
ren Plätzen;". 

b) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. alle vier Jahre, beginnend 1988, die im Be-
reich der Jugendarbeit durchgeführten 
und mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Maßnahmen der Jugendbildung, der Ju-
genderholung, der internationalen Jugend-
arbeit und der Mitarbeiterbildung jeweils 
einschließlich der Teilnehmerzahl, aufge-
gliedert nach Geschlecht, Trägergruppen 
und Dauer der Maßnahme;". 

c) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. alle vier Jahre, beginnend 1986, die in der 
Jugendhilfe haupt- und nebenberuflich tä-
tigen Personen nach Alter, Geschlecht und 
Berufsausbildungsabschluß, nach Stellung 
im Beruf, Art der Beschäftigung und Ar-
beitsbereich sowie nach Art des Trägers 
und Art der Einrichtung." 

3. unverändert 

Artikel 13 

Gesetz zur Durchführung einer Statistik 
über die Personenbeförderung im Straßenverkehr 

Das Gesetz zur Durchführung einer Statistik 
über die Personenbeförderung im Straßenverkehr 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juni 
1980 (BGBl. I S. 865) wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Kraftfahrzeugen" 
durch das Wort „Kraftomnibussen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird Satz 1 gestrichen. 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „ferner" ge-
strichen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der erste Satzteil wird wie folgt gefaßt: 

„Die Unternehmensstatistik erfaßt jährlich 
bei allen Unternehmen nach § 1 für das abge-
laufene Kalender- oder Geschäftsjahr :'' . 

b) In Nummer 4 wird das Wort „Kraftfahrzeuge" 
durch das Wort „Kraftomnibusse" ersetzt. 

c) In Nummer 5 werden die Worte „Anzahl und" 
gestrichen und das Wort „Kraftfahrzeugen" 
ersetzt durch das Wort „Kraftomnibussen". 

d) Nach Nummer 6 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Stichtag für die Angaben zu den Nummern 3 
bis 6 ist der letzte Werktag des Monats Sep-
tember des Erhebungsjahres." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)" wird gestrichen. 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„Die Verkehrsstatistik erfaßt vierteljähr-
lich jeweils für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr bei allen Unternehmen nach 
§ 1 mit Straßenbahnen und Obussen im 
Sinne des § 4 Abs. 1 bis 3 Personenbeför-
derungsgesetz und bei denjenigen Unter-
nehmen nach § 1 mit Kraftomnibussen im 
Sinne des § 4 Abs. 4 Nr. 2 Personenbeför-
derungsgesetz, die für die Personenbeför-
derung am letzten Werktag des Monats 
September des vorangegangenen Kalen-
derjahres sechs oder mehr Kraftomni-
busse verfügbar hatten:". 

bb) In Nummer 1 wird jeweils das Wort 
„Kraftfahrzeugen" durch das Wort „Kraft-
omnibussen" ersetzt. 

cc) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. Im Gelegenheitsverkehr nach §§ 48 
und 49 Abs. 1 des Personenbeförde-
rungsgesetzes getrennt nach Ver-
kehrsformen 
a) Anzahl der beförderten Personen, 
b) Personen-Kilometer, 
c) Höhe der Einnahmen, 
d) Wagen-Kilometer."  

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

4. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

5 

Veröffentlichung 

Die Ergebnisse der Statistik dürfen, auch so-
weit sie sich auf Angaben von weniger als drei 
Auskunftspflichtigen beziehen, bis auf die Anga-
ben über Umsätze und Einnahmen, in der Glie-
derung nach Bundesländern veröffentlicht wer-
den." 

Artikel 14 
Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz 

Das Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz vom 
22. Dezember 1982 (BGBl. I S. 2069) wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 wird die Nummer 4 gestrichen; die 
bisherige Nummer 5 wird Nummer 4. 

2. § 5 wird gestrichen. 

Artikel 15 
Außenhandelsstatistik-Durchführungsverordnung 

Die Außenhandelsstatistik-Durchführungsver-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1977 (BGBl. I  S. 1281), zuletzt geändert durch 
Artikel 24 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. § 30 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 6 Buchstabe b wird wie folgt geän-
dert: 

aa) Das Wort „zweitausend" wird jeweils 
durch das Wort „dreitausend" ersetzt. 

bb) Das Wort „fünfhundert" wird durch das 
Wort „eintausend" ersetzt. 

b) In Nummer 13 wird nach den Worten „insge-
samt der Wert von" das Wort „fünfhundert" 
durch das Wort „zweitausend" ersetzt. 

c) Nummer 15 Buchstabe b wird wie folgt geän-
dert: 

aa) Das Wort „zweitausend" wird jeweils 
durch das Wort „dreitausend" ersetzt. 

bb) Das Wort „fünfhundert" wird durch das 
Wort „eintausend" ersetzt. 

2. Abschnitt I — Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr — 
der  Anlage zu § 31 (Befreiungsliste) wird wie 
folgt geändert: 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

4. § 5 wird gestrichen. 

Artikel 14 
unverändert 

Artikel 15 
unverändert 
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a) In Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort 
„fünfhundert" durch das Wort „eintausend" er-
setzt. 

b) In Nummer 10 Buchstabe a wird das Wort 
„zweitausend" durch das Wort „dreitausend" 
ersetzt. 

c) In Nummer 34 Buchstabe a wird das Wort 
„fünfhundert" durch das Wort „eintausend" er-
setzt. 

Artikel 16 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik 

§ 2 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Preisstatistik vom 29. Mai 1959 
(BAnz. Nr. 104 vom 4. Juni 1959), zuletzt geändert 
durch Artikel 27 des Gesetzes vom 14. März 1980 
(BGBl. I S. 294), wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Statistik nach § 2 Nr. 2 des Gesetzes wird 
hinsichtlich der Preise für Bauleistungen viertel-
jährlich durchgeführt." 

Artikel 17 

Verordnung über eine Eisenbahnstatistik 

Die Verordnung über eine Eisenbahnstatistik 
vom 8. August 1965 (BGBl. I S. 749), geändert durch 
Artikel 25 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „monatlich" 
durch das Wort „jährlich" ersetzt. 

2. § 8 wird gestrichen. 

Artikel 18 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 15, 16 und 17 beruhenden 
Teile der dort geänderten Rechtsverordnungen kön-
nen auf Grund der jeweils einschlägigen Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung geändert werden, 
wenn die Änderung für die Gewinnung zuverlässi-
ger statistischer Ergebnisse erforderlich ist oder ei-
ner weitergehenden Vereinfachung dient. 

Artikel 19 

Neufassung der betroffenen Gesetze 
und Rechtsverordnungen 

(1) Der jeweils zuständige Bundesminister kann 
den Wortlaut des durch einen Artikel dieses Geset-
zes geänderten Gesetzes in der vom Tage des In-
krafttretens der Änderung an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel 16 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik 

§ 2 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Preisstatistik vom 29. Mai 1959 
(BAnz. Nr. 104 vom 4. Juni 1959), die zuletzt durch 
Artikel 27 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294) geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„(3) unverändert 

Artikel 17 

unverändert 

Artikel 18 

unverändert 

Artikel 19 

unverändert 
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(2) Für die durch Artikel 15, 16 und 17 geänderten 
Rechtsverordnungen gilt Absatz 1 entsprechend. 

Artikel 20 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 21 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar des auf die 
Verkündung folgenden Jahres in Kraft; Artikel 12 
tritt am 31. Dezember 1986 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die Artikel 3 bis 12, 14 
und 15 der Statistikbereinigungsverordnung vom 
14. September 1984 (BGBl. I  S. 1247) außer Kraft. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Artikel 20 
unverändert 

Artikel 21 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft; Artikel 12 tritt am 31. Dezember 1986 
in Kraft. 

(2) unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Wernitz, Ströbele, Broil und Dr. Hirsch 

I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung in Druck-
sache 10/5964 wurde in der 232. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 25. September 1986 an den 
Innenausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten sowie den Ausschuß für Ver-
kehr zur Mitberatung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf — unter 
Einbeziehung des Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz — in seiner 130., 133. und 134. Sitzung am 
5., 25. und 27. November 1986 sowie ergänzend in 
seiner 135. Sitzung am 3. Dezember 1986 beraten 
und mit Mehrheit seitens der Koalitionsfraktionen 
gegen die Fraktion DIE GRÜNEN beschlossen, die 
Annahme des Gesetzentwurfes in der vorgelegten 
Fassung zu empfehlen. Ferner hat es der Ausschuß 
einvernehmlich mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der Fraktion der SPD als notwendig 
angesehen, zu dem Gesetzentwurf die Entschlie-
ßung unter Nummer 2 seiner Beschlußempfehlung 
zu verabschieden. Ein Vertreter der Fraktion DIE 
GRÜNEN konnte bei der Abstimmung über die Ent-
schließung nicht anwesend sein. Seitens der Frak-
tion DIE GRÜNEN war jedoch mitgeteilt worden, 
daß von ihrer Seite gegen die vorgelegte Entschlie-
ßung gestimmt worden wäre, wenn einer ihrer Ver-
treter an der Abstimmung teilgenommen hätte. 

II. Empfehlungen der mitberatenden Ausschüsse 

1. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat dem Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung am 15. Oktober  1986 zugestimmt. 

2. Der Ausschuß für Wirtschaft hat ebenfalls in sei-
ner Sitzung am 15. Oktober 1986 dem Innenaus-
schuß bei Enthaltung der Mitglieder der Fraktion 
DIE GRÜNEN einvernehmlich vorgeschlagen, 
die Annahme des Gesetzentwurfes zu empfeh-
len. 

3. Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner Stellung-
nahme vom 22. Oktober 1986 die Artikel 13 und 
17 des Gesetzentwurfes in der Regierungsfas-
sung gebilligt. Zu Artikel 14 hat er empfohlen, 
entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates 
die Nummer 2 zu streichen. Eine Weitergabe von 
Unfalldaten z. B. an die Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen in Köln müsse auch künftig für 
Zwecke der Unfallforschung möglich sein. 
Im übrigen sei der Ausschuß der Auffassung, daß 
aus verkehrspolitischer Sicht ein statistischer 
Nachholbedarf vorliege. Über den Individualver-
kehr mit Personenkraftwagen stammten die letz-
ten statistischen Angaben aus dem Jahre 1966; 
der Straßengüternahverkehr sei zuletzt 1978 er

-

mittelt worden. Es bestehe die Gefahr, daß mit 
Einführung des EG-Einheitspapieres ab 1. Ja-
nuar 1988 das Gesetz über eine Statistik des 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs aus 
dem Jahre 1973 in seiner bisherigen Form nicht 
mehr durchgeführt werden könne. 
Der Innenausschuß empfiehlt entgegen dem Vo-
tum des Ausschusses für Verkehr eine Strei-
chung der in Artikel 13 vorgesehenen Veröffentli-
chungsregelung und die Beibehaltung des Arti-
kels 14 Nr. 2, d. h. die Streichung der Übermitt-
lungsregelung des § 5 Straßenverkehrsunfallsta-
tistikgesetz. Dabei ist der Innenausschuß jedoch 
davon ausgegangen, daß auch bei der von ihm 
vorgeschlagenen Lösung dem Anliegen des Aus-
schusses für Verkehr auf Übermittlung der not-
wendigen Unfalldaten an die Bundesanstalt für 
Straßenwesen zu Zwecken der Unfallforschung 
gleichwohl in der Praxis Rechnung getragen wer-
den kann (vgl. dazu die Ausführungen zu den 
Artikeln 13 und 14). 

III. Zu den Beratungen im Innenausschuß 

1. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die 
mit dem ersten Statistikbereinigungsgesetz vom 
14. März 1980 (BGBl. I S. 294) eingeleitete und mit 
der Statistikbereinigungsverordnung vom 14. Sep-
tember 1984 (BGBl. I  S. 1247) fortgesetzte fachliche 
Bereinigung bundesstatistischer Rechtsvorschrif-
ten weitergeführt werden. Darüber hinaus sollen — 
soweit dies dem Gesetzgeber zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt bereits möglich erscheint — in den Ge-
setzen, deren fachliche Bereinigung ansteht, Anpas-
sungen an die Forderungen des Volkszählungsur-
teils des Bundesverfassungsgerichts vom 15. De-
zember 1983 — neben der parallel angestrebten um-
fassenden Anpassung des Bundesstatistikgesetzes 
— in bezug auf einige Übermittlungsregelungen 
vorgenommen werden. 

Im Rahmen der fachlichen Bereinigung sieht der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung schwerpunkt-
mäßig Regelungen zur weiteren Entlastung der 
Bürger und der Wirtschaft von statistischen Aus-
kunftsverpflichtungen vor. Durch die Änderung von 
17 statistischen Rechtsvorschriften wird im Hin-
blick darauf das zeitlich befristete Recht der Stati-
stikbereinigungsverordnung vom 14. September 
1984 (BGBl. I  S. 1247) auf gesetzliche Dauerregelun-
gen umgestellt. Dabei handelt es sich sowohl um die 
Streichung einzelner Statistiken und statistischer 
Erhebungsmerkmale als auch um die Verlängerung 
von Periodizitäten. Der Gesetzentwurf ordnet dar-
über hinaus zusätzliche Einschränkungen beste-
hender Statistiken an. In wenigen Fällen, in denen 
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dies aus fachlichen Gründen als unumgänglich an-
gesehen wird, sollen aber auch Erweiterungen des 
bisherigen Erhebungsumfanges vorgesehen wer-
den. 

Als erste Anpassungen der im Entwurf eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung statistischer Vorschrif-
ten aufgegriffenen Gesetze und Verordnungen an 
die Vorgaben des Volkszählungsurteils des Bundes-
verfassungsgerichts sollen einige Übermittlungs-
vorschriften gestrichen werden. 

Die Beschlüsse des Innenausschusses sehen im we-
sentlichen folgende Abweichungen vom Regie-
rungsentwurf in der Fassung der Gegenäußerung 
zur Stellungnahme des Bundesrates vor: In der Fi-
nanzplanungsstatistik wird künftig vom Nachweis 
der Aufgabengliederung für Bund und Länder abge-
sehen; im kommunalen Bereich werden die Nach-
weisungen auf investive Ausgaben beschränkt. Bei 
den Personalstandsstatistiken des öffentlichen 
Dienstes sollen Periodizitätsverlängerungen und 
eine Beschränkung bei der Personalwechselstati-
stik auf ausgewählte Fallgruppen vorgenommen 
werden. In der Statistik über die Personenbeförde-
rung im Straßenverkehr wird auf eine Übermitt-
lungsregelung für Einzelangaben verzichtet. 

2. Zur Entschließung 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hatte 
zu den Beratungen eine Stellungnahme vorgelegt, 
in der er darauf hingewiesen hatte, daß der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung die Änderung von 13 
statistischen Gesetzen und vier Verordnungen vor-
sehe, die — anders als z. B. das Volkszählungsge-
setz und das Mikrozensusgesetz — bisher noch 
nicht den Anforderungen des Volkszählungsurteils 
an statistische Rechtsvorschriften angepaßt seien. 
Im Hinblick darauf, daß ein Umsetzungsbonus nur 
für eine begrenzte Zeit bestehe, hätte er es für an-
gebracht gehalten, bei dieser Gelegenheit auch die 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts er-
forderlichen Regelungen zu treffen (z. B. Benen-
nung der Hilfsmerkmale, Präzisierung der Tren-
nungs- und Löschungsregelungen, Sicherung der 
statistischen Geheimhaltung). Die im Gesetzent-
wurf vorgesehene Aufhebung einzelner Regelun-
gen, die die Übermittlung von Einzelangaben er-
laubten, weise in diese Richtung. Sie sei jedoch sei-
ner Auffassung nach nicht ausreichend, da diese 
Änderungen nur einen Teil des Bereiches abdeck-
ten, in dem ein Novellierungsbedarf entstanden sei. 
Ferner sei er nicht sicher, ob die in dem Gesetzent-
wurf enthaltenen Rechtsvorschriften in jeder Be-
ziehung den Vorschriften des Entwurfs eines Bun-
desstatistikgesetzes entsprächen. Dies halte er 
schon deshalb für erforderlich, weil das Bundessta-
tistikgesetz vor dem Zweiten Statistikbereinigungs-
gesetz in Kraft treten solle. Trotz der genannten 
Bedenken halte er die Verabschiedung eines Zwei-
ten Statistikbereinigungsgesetzes, das keine voll-
ständigen Anpassungsregelungen enthalte, dann 
für datenschutzrechtlich vertretbar, wenn sich sein 
Inhalt auf bloße Statistikbereinigungen beschränke 
und gleichzeitig alle Vorschriften aufgehoben wür-

den, die die Übermittlung bzw. Veröffentlichung 
von statistischen Einzelangaben zuließen. 

Im Rahmen der Beratungen war dazu ergänzend 
vom Bundesbeauftragten für den Datenschutz er-
läutert worden, daß es zwar Ziel des Gesetzentwur-
fes sei, im Rahmen einer Statistikbereinigung ne-
ben einer Minderung des Erhebungsrahmens wei-
teren Anforderungen aus dem Volkszählungsurteil 
an statistische Rechtsvorschriften Rechnung zu tra-
gen. Dieses Ziel werde jedoch nur unvollständig er-
reicht. Hinsichtlich der Bereinigung sei sicherlich 
eine Verminderung der Erhebungen vorgesehen. 
Bestimmte Übermittlungsregelungen würden eben-
falls gestrichen, wobei insoweit auch Defizite dahin 
gehend deutlich würden, daß einerseits nicht alle 
Übermittlungsregelungen gestrichen und ferner in 
gewissem Umfang Erweiterungen des Erhebungs-
umfangs im Rahmen der Bereinigung vorgesehen 
würden. Darüber hinaus würden die Anforderungen 
des Volkszählungsurteils — etwa zur Trennung der 
Hilfs- und Erhebungsmerkmale, zur Belehrung, zur 
Geheimhaltungspflicht u. ä. — über die Streichung 
der Übermittlungsregelungen hinaus nicht berück-
sichtigt. Dies bedeute, daß der Gesetzgeber nun-
mehr eine Reihe von Gesetzen auch im Hinblick 
auf das Volkszählungsurteil aufgreife und berate, 
jedoch die aus dem Urteil resultierenden Konse-
quenzen zum größten Teil nicht ziehe. Wenn der 
Gesetzgeber jedoch die Gesetze über eine schlichte 
Bereinigung hinaus novelliere, sei fraglich, ob sich 
dies noch im Rahmen der Grundsätze über den Um-
setzungsbonus halte. Ferner entstehe im Hinblick 
darauf, daß das Statistikbereinigungsgesetz voraus-
sichtlich nach dem Bundesstatistikgesetz in Kraft 
treten werde, das Problem, daß ab dem im Bundes-
statistikgesetz vorgegebenen Zeitpunkt die Vorga-
ben des Bundestatistikgesetzes gälten und an-
schließend das Statistikbereinigungsgesetz in Kraft 
trete, das diese Anforderungen unberücksichtigt 
lasse. Von daher stelle sich auch die Frage des Ver-
hältnisses des Bundesstatistikgesetzes im Hinblick 
auf die voraussichtlich nach dem Bundesstatistik-
gesetz in Kraft tretende Änderung der im Statistik-
bereinigungsgesetz enthaltenen Gesetze, in denen 
die Forderungen des Bundesstatistikgesetzes dann 
nicht berücksichtigt seien. Diese Schwäche des Ge-
setzentwurfes könnte dadurch behoben werden, 
daß nur eine Bereinigung im Sinne einer Minde-
rung des Erhebungsumfanges geregelt werde. Dann 
könne gesagt werden, daß der Gesetzgeber die An-
passung an das Volkszählungsurteil aus Zeitgrün-
den überhaupt noch nicht aufgegriffen habe. Inso-
weit müßten dann die Übermittlungsvorschriften 
insgesamt gestrichen werden. Dies bedeute nicht, 
daß der Bundesbeauftragte für den Datenschutz die 
Auffassung vertrete, die Beseitigung bestimmter 
Regelungen, die aufgrund des Volkszählungsurteils 
entfallen müßten, könne nicht sukzessive erfolgen. 
Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz wende 
sich nur dagegen, daß die Novellierung einzelner 
Gesetze vorgesehen sei, in denen nicht nur Reduzie-
rungen des Erhebungsumfanges vorgenommen 
würden, sondern neue Erkenntnisse Eingang fän-
den und gleichzeitig gesagt werde, daß die Anpas-
sung an weitere Verfassungsgrundsätze auf eine 
spätere Gesetzgebung verlagert werden solle. Der 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6612 

Übergangsbonus sei nur gewählt worden, weil das 
Bundesverfassungsgericht davon ausgehe, daß der 
Gesetzgeber eine Anpassung an die neue Recht-
sprechung gegenwärtig nicht insgesamt vornehmen 
könne. Wenn der Gesetzgeber jedoch eine sachliche 
Novellierung durchführe, sei diese Voraussetzung 
nicht mehr stichhaltig. 

Seitens der Bundesregierung war dem entgegenge-
halten worden, daß der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz zum einen von einem unzutreffenden 
Inhalt des Begriffs der Statistikbereinigung ausge-
he. Das vorliegende Statistikbereinigungsgesetz 
führe das Erste Statistikbereinigungsgesetz fort. 
Dabei gehe es um die fachliche Bereinigung der 
Bundesstatistik, wobei zwar ein besonderer Akzent 
auf der Einschränkung der Statistiken liege, von 
Anfang an jedoch klar gewesen sei, daß dabei im 
Einzelfall auch eine Ausweitung einer Statistik zum 
Tragen kommen könne. Statistikbereinigung be-
deute daher nicht ausschließlich einen Abbau von 
statistischen Erhebungen, sondern könne auch eine 
sonstige fachliche Veränderung beinhalten, die zu 
einem gewissen Ausbau von Erhebungen führe. Im 
Hinblick auf die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Volkszählungsgesetz sei ferner 
vorgesehen, einen Teilbereich der Vorschriften an 
die Forderungen des Volkszählungsurteils anzupas-
sen, und zwar die Übermittlungsregelungen der im 
Entwurf des Zweiten Statistikbereinigungsgesetzes 
angesprochenen Gesetze. Es sei arbeitsmäßig völlig 
ausgeschlossen, alle durch das Volkszählungsurteil 
in den einzelnen Gesetzen evtl. anstehenden Berei-
nigungen bereits gegenwärtig durchzuführen. Dies 
sei von Anfang an aus Arbeitskapazitätsgründen 
nicht angestrebt gewesen. Deswegen sei auch völlig 
klar, daß eine evtl. weitere Bereinigung von Einzel-
gesetzen auch im Hinblick auf das Volkszählungs-
urteil noch ausstehe. Eine Teilanpassung an die 
Vorgaben des Volkszählungsurteils, die sich auf alle 
statistischen Gesetze beziehe, werde in § 26 des Ent-
wurfs eines Bundesstatistikgesetzes vorgesehen. 
Dort werde die Anpassung an die Anforderungen 
des Urteils in bezug auf eine Kennzeichnung von 
Erhebungs- und Hilfsmerkmalen vorgenommen, so-
weit dies im Rahmen einer allgemeinen Regelung 
möglich sei. Eine derartige Anpassung sei im Rah-
men des Zweiten Statistikbereinigungsgesetzes 
überhaupt nicht anvisiert worden und wäre auch 
nicht möglich gewesen. 

Die Auffassung, daß bei einer fachlichen Bereini-
gung eines Gesetzes die Verpflichtung bestehe, es 
völlig an die Vorgaben des Volkszählungsurteils an-
zupasssen, weil der Übergangsbonus mit der Novel-
lierung des Einzelstatistikgesetzes ende, könne aus 
Rechtsgründen nicht geteilt werden. Es sei nicht 
einzusehen, daß bei der ungeheuren Menge der vor-
zunehmenden Anpassungen diese immer in einem 
Schritt vollständig erfolgen müßten. Der Über-
gangsbonus sei vom Bundesverfassungsgericht un-
ter rein praktischen Gesichtspunkten eingeräumt 
worden, damit die aus einer neuen Rechtsprechung 
vom Gesetzgeber zu ziehenden Konsequenzen in 
einem angemessenen Zeitraum realisiert werden 
könnten. Es sei nicht nachvollziehbar, warum es 
damit nicht vereinbar sein solle, daß der Gesetzge

-

ber sich stufenweise so schnell wie möglich bemü-
he, die notwendigen Anpassungen in Teilschritten 
vorzunehmen und dann nur die Möglichkeit hätte, 
zunächst nichts zu verabschieden und in jahrelan-
ger Arbeit erst eine vollständige Anpassung der 
Einzelgesetze vorzubereiten. Dies würde bedeuten, 
daß etwa Übermittlungsvorschriften oder sonstige 
Regelungen, die vorab beseitigt oder angepaßt wer-
den könnten, länger in Kraft blieben, als von der 
Sache her geboten sei. Wenn der Gesetzgeber der 
Auffassung sei, daß er bestimmte Teilanpassungen 
schon vor der vollständigen Anpassung vornehmen 
könne, liege dies im Gegenteil im Interesse einer 
möglichst baldigen Anpassung an die neue Recht-
sprechung. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
haben die Auffassung der Bundesregierung geteilt, 
daß es bei der vorzunehmenden Statistikbereini-
gung in Fortsetzung des Ersten Statistikbereini-
gungsgesetzes um eine fachliche Bereinigung der 
Bundesstatistiken gehe, bei der neben der schwer-
punktmäßigen Einschränkung von Statistiken in 
wenigen Fällen, in denen dies aus fachlichen Grün-
den als unumgänglich angesehen werde, auch Er-
weiterungen des bisherigen Erhebungsumfangs 
vorgesehen werden könnten. Ferner könnten nach 
Auffassung der Koalitionsfraktionen und der Frak-
tion der SPD im Zuge dieser fachlichen Bereini-
gung erste Anpassungen der im Zweiten Statistik-
bereinigungsgesetz aufgegriffenen Gesetze und 
Verordnungen an die Vorgaben des Volkszählungs-
urteils des Bundesverfassungsgerichts — neben der 
parallel angestrebten umfassenden Anpassung des 
Bundesstatistikgesetzes — vorgenommen werden. 
Das heißt, die Koalitionsfraktionen und die Frak-
tion der SPD gehen im Hinblick darauf, daß in der 
zur Verfügung stehenden Beratungszeit die Frage, 
ob und in welchem Umfang der Entwurf eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung statistischer Vorschrif-
ten Anlaß gibt, weitere einzelstatistische Rechtsvor-
schriften im Sinne der Vorgaben des Volkszäh-
lungsurteils zu ändern, nicht abschließend hatte be-
antwortet werden können, entgegen der vom Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz vorgetrage-
nen Auffassung davon aus, daß auch eine Teilan-
passung an die Vorgaben des Volkszählungsurteils 
möglich ist. Um die Bedenken des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz auszuräumen, daß da-
durch der fälschliche Eindruck entstehen könnte, 
der Gesetzgeber sei der Auffassung, daß es sich bei 
den vorgesehenen Änderungen bereits um eine ab-
schließende Anpassung an die Vorgaben des Volks-
zählungsurteiles handele, war es von den Koali-
tionsfraktionen und der Fraktion der SPD jedoch 
als notwendig angesehen worden, im Rahmen einer 
Entschließung zum Gesetzentwurf deutlich hervor-
zuheben, daß mit der vorgesehenen teilweisen An-
passung der aufgegriffenen Gesetze und Verord-
nungen an die Vorgaben des Volkszählungsurteils 
kein Präjudiz in der Frage verbunden ist, ob und in 
welchem Umfang eine weitere gesetzgeberische 
Anpassung einzelstatistischer Rechtsvorschriften 
erfolgen muß. Um deutlich zu machen, daß der Ge-
setzgeber diese in absehbarer Zeit einer Beantwor-
tung zuführen will, um weitere Anpassungen, die 
sich ggf. als notwendig herausstellen, vorzunehmen, 

 



Drucksache 10/6612 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

sollte ferner darauf hingewiesen werden, daß *ei-
tere Aufschlüsse zur Beantwortung dieser Frage 
durch den nach § 26 Abs. 4 Sätze 2 und 3 des Ent-
wurfs eines Bundesstatistikgesetzes bis zum 1. Ja-
nuar 1988 von der Bundesregierung erbetenen Be-
richt zu erwarten sind. Die Koalitionsfraktionen 
und die Fraktion der SPD haben daher die vorge-
legte Entschließung als notwendig erachtet. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hatte sich gegen diese 
Entschließung ausgesprochen. Im Rahmen der Be-
ratungen hatte sie sich den Bedenken des Bundes-
beauftragten für den Datenschutz angeschlossen 
und die Ausführungen der Bundesregierung in die-
ser Frage aus Rechtsgründen in Zweifel gezogen. 

Der Ausschuß hat der vorgelegten Entschließung 
einvernehmlich seitens der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion der SPD zugestimmt. Ein Vertre-
ter der Fraktion DIE GRÜNEN war im Rahmen die-
ser Abstimmung nicht anwesend. Seitens der Frak-
tion DIE GRÜNEN war jedoch darauf hingewiesen 
worden, daß dann, wenn einer ihrer Vertreter bei 
der Abstimmung zur Entschließung anwesend ge-
wesen wäre, er gegen die Entschließung gestimmt 
hätte. 

IV. Zu den einzelnen Vorschriften 

Soweit im folgenden Einzelvorschläge nicht erör-
tert werden, wird ergänzend auf die jeweilige Be-
gründung in Drucksache 10/5964 verwiesen. 

Der Ausschuß hat den Artikeln 1 bis 13 in der vor-
gelegten Fassung jeweils einvernehmlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Frak-
tion der SPD und den Artikeln 14 bis 21 in der vor-
gelegten Fassung jeweils einvernehmlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Frak-
tion der SPD bei Enthaltung seitens der Fraktion 
DIE GRÜNEN zugestimmt. 

Der Ausschuß hat ferner jeweils einvernehmlilch 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion der SPD bei Enthaltung seitens der Frak-
tion DIE GRÜNEN die Vorschläge des Bundesrates 
auf Einfügung eines Artikels 12 a und eines Arti-
kels 12 b abgelehnt. 

1. Zu Artikel 1 

Der Ausschuß hat den von der Bundesregierung 
vorgeschlagenen Änderungen des Gesetzes über 
Statistiken der Rohstoff- und Produktionswirt-
schaft einzelner Wirtschaftszweige unverändert zu-
gestimmt. Zur Begründung ist auf die Ausführun-
gen in Drucksache 10/5964 zu verweisen. 

Darüber hinaus wurde im Rahmen der Beratungen 
die Frage erörtert, ob die Übermittlungsregelung in 
§ 9 dieses Gesetzes gestrichen werden sollte. 

Seitens der Bundesregierung war diesbezüglich 
darauf hingewiesen worden, daß nach § 1 dieses Ge-
setzes folgende Statistiken geführt würden: 

1. Eisen- und Stahlwirtschaft 
2. Nichteisen- und Edelmetallwirtschaft 
3. Mineralölwirtschaft. 

Bei den Statistiken zu 1. und 2. lägen Einverständ-
niserklärungen der beteiligten Unternehmen hin-
sichtlich der Beibehaltung des Übermittlungsver-
fahrens nach § 9 dieses Gesetzes vor. Hinsichtlich 
der Statistiken der Mineralölwirtschaft sei ein Ge-
setzentwurf des Bundesministers für Wirtschaft 
vorbereitet, nach dem künftig im Rahmen eines 
Verwaltungsvollzugsgesetzes die Zuständigkeiten 
der Obersten Bundesbehörde neu geregelt würden. 
In diesem neuen Gesetz würden auch Vorschriften 
über die als Geschäftsstatistik zu führende Mineral-
ölstatistik enthalten sein. Bis zur Vorlage dieses 
Vollzugsgesetzes könne nach § 26 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 28 des Entwurfs eines Bundesstatistik-
gesetzes spätestens bis zum 1. Januar 1989 das bis-
herige Verfahren beibehalten werden. Im Rahmen 
der Beratungen war dazu ergänzend hervorgeho-
ben worden, daß insoweit überragende Gründe des 
Allgemeinwohls für die Beibehaltung der Regelung 
vorlägen. Um den Übergangsbonus jedoch nicht 
mehr als notwendig in Anspruch zu nehmen, seien 
die vorbereitenden Arbeiten an dem erwähnten Ge-
setzentwurf im Bundesministerum für Wirtschaft 
bereits weit gediehen, so daß der Gesetzentwurf in 
der kommenden Wahlperiode sehr frühzeitig einge-
bracht werden könne. 
Seitens des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz war dazu erklärt worden, daß im Hinblick 
auf die für die Statistiken der Eisen- und Stahlwirt-
schaft sowie der Nichteisen- und Edelmetallwirt-
schaft vorliegenden Einverständniserklärungen in 
bezug auf die Beibehaltung des bisherigen Über-
mittlungsverfahrens nach § 9 dieses Gesetzes hin-
sichtlich der Übermittlungen keine datenschutz-  
und verfassungsrechtlichen Probleme gegeben sei-
en. Da solche Einverständniserklärungen in bezug 
auf die Mineralölwirtschaft nicht vorlägen, sei inso-
weit ein Defizit vorhanden. Unter dem Gesichts-
punkt, daß ansonsten die Funktionsfähigkeit der 
Verwaltung nicht gewährleistet sei, sei die vorgese-
hene Überbrückung und Überleitung möglich. Da 
ein Einverständnis insoweit nicht vorliege, könne 
als Rechtsgrundlage nur in Betracht gezogen wer-
den, daß ohne die vorgesehene Überbrückung der 
Übermittlungen die Funktionsfähigkeit der Verwal-
tung nicht mehr gewährleistet sei und im Rahmen 
einer Übergangslösung daher eine derartige Erhe-
bung weiterhin zulässig sei. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
haben sich der Auffassung angeschlossen, daß die 
vorgesehene Überbrückung zulässig sei. Im Hin-
blick auf die von der Bundesregierung dargelegte 
Begründung war daher von einer Streichung der 
Übermittlungsregelung des § 9 des Gesetzes über 
Statistiken der Rohstoff- und Produktionswirt-
schaft abgesehen worden. 

2. Zu Artikel 1 a 

Insoweit wurde entsprechend einem Vorschlag des 
Bundesrates die jährliche Stichtagserhebung des 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6612 

Auftragsbestandes für fachliche Betriebsteile im 
Gesetz über die Statistik im produzierenden Ge-
werbe gestrichen. Zur Begründung ist auf Num-
mer 1 der Stellungnahme des Bundesrates zu ver-
weisen. 

3. Zu Artikel 3 

Diesbezüglich hat der Ausschuß entsprechend der 
Gegenäußerung der Bundesregierung den Vor-
schlag des Bundesrates zu § 3 Abs. 2 abgelehnt und 
dem Vorschlag des Bundesrates zu § 7 Abs. 1 Nr. 1 
und Abs. 2 Buchstabe a zugestimmt. Zu den übrigen 
Vorschlägen des Bundesrates, die die Bundesregie-
rung in ihrer Gegenäußerung abgelehnt hatte, hatte 
sie im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens weitere 
Prüfungen zugesagt. Die Ergebnisse dieser Prüfun-
gen wurden im Rahmen der Beratungen des Innen-
ausschusses vorgelegt. Aufgrund dessen hat der 
Ausschuß den Anliegen des Bundesrates teilweise 
Rechnung getragen. Dadurch werden im Verhältnis 
zum Regierungsentwurf weitere Entlastungen vor-
gesehen. 

Im einzelnen ist zu den vorgenommenen Änderun-
gen auf folgendes hinzuweisen: 

3.1 Zu § 3 Abs. 1 

Der Bundesrat hatte unter Nummer 2 seiner Stel-
lungnahme den Verzicht auf die Finanzplanungs-
statistik gefordert. Entsprechend dem Prüfungser-
gebnis der Bundesregierung zu der Frage, ob und 
ggf. welche Einschränkungen bei der Gliederung 
nach Aufgabenbereichen möglich sind, ist unter 
Nummer 3 der Beschlußempfehlung nunmehr vor-
gesehen, daß die Gliederung nach Aufgabenberei-
chen für Bund und Länder entfällt und für den 
kommunalen Bereich auf Wunsch der Länderinnen-
minister die Gliederung nach Aufgabenbereichen 
— allerdings beschränkt auf investive Ausgaben — 
beibehalten wird. 

3.2 Zu § 3 Abs. 2 

Nicht gefolgt ist der Ausschuß dem Vorschlag des 
Bundesrates auf Streichung des § 3 Abs. 2 des Ge-
setzes über die Finanzstatistik. Zur Begründung ist 
insoweit auf die Ausführungen der Bundesregie-
rung in ihrer Gegenäußerung zu Nummer 3 der 
Stellungnahme des Bundesrates zu verweisen. 

3.3 Zu § 7 Abs. 1 Nr. i und Abs. 2 Buchstabe a 

Hinsichtlich der in § 7 Abs. 1 Nr. 1 und in Abs. 2 
unter Buchstabe a eingefügten Worte „, der Umfang 
und die Dauer" ist der Ausschuß dem Vorschlag des 
Bundesrates gefolgt, dem die Bundesregierung in 
ihrer Gegenäußerung zugestimmt hatte. Zur Be-
gründung ist auf die Ausführungen unter Num-
mer 4 der Stellungnahme des Bundesrates zu ver-
weisen. 

3.4 Zu § 7 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben b und c 

Der Ausschuß ist entsprechend der Gegenäußerung 
der Bundesregierung dem Vorschlag des Bundesra-
tes, die Periodizitäten bei der Versorgungsempfän-
gerstatistik zu verlängern, nicht gefolgt. Diesbezüg-
lich ist auf die Begründung in der Gegenäußerung 
der Bundesregierung zu Nummer 5 der Stellung-
nahme des Bundesrates zu verweisen. 

3.5 Zu § 7 Abs. 1 Nr. 3 

Der Bundesrat hatte insoweit vorgeschlagen, in der 
Personalwechselstatistik auf eine Erhebung der 
Gründe des Personalwechsels zu verzichten. Ent-
sprechend dem Ergebnis der von der Bundesregie-
rung in ihrer Gegenäußerung zugesagten Prüfung 
hat der Ausschuß einen vollständigen Verzicht als 
nicht vertretbar angesehen. Von daher wurde ein 
gegenüber der bisherigen Praxis eingeschränkter 
Katalog der Wechselgründe enumerativ in Num-
mer 3 des § 7 Abs. 1 aufgelistet. 

3.6 Zu § 7 Abs. 2 Buchstaben b und c 

Nachdem die Bundesregierung als Ergebnis der 
von ihr in ihrer Gegenäußerung angekündigten 
Prüfung mitgeteilt hatte, daß die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Verlängerung der Periodizitäten 
bei den Personalstandsstatistiken hingenommen 
werden könne, ist der Ausschuß den entsprechen-
den Vorschlägen des Bundesrates zu § 7 Abs. 2 
Buchstaben b und c gefolgt. Im einzelnen ist zur Be-
gründung auf Nummer 5 der Stellungnahme des 
Bundesrates zu verweisen. 

3.7 Zu § 7 Abs. 4 

Insoweit handelt es sich um eine durch die Ände-
rung des § 7 Abs. 2 Buchstaben b und c bedingte 
Folgeänderung. 

4. Zu Artikeln 4 bis 12 

Der Ausschuß ist hinsichtlich der Regelungsvor-
schläge in diesen Artikeln den Vorschlägen der 
Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zur Stel-
lungnahme des Bundesrates gefolgt. In den meisten 
Fällen wurde von daher den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates Rechnung getragen. Insoweit ist 
zur Begründung der einzelnen Vorschläge auf die 
jeweilige Begründung in der Stellungnahme des 
Bundesrates zu verweisen. 

Daneben wurde in Artikel 11 das Datum der letzten 
Änderung des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge-
schlechtskrankheiten korrigiert. 

Abweichungen von den Vorschlägen des Bundesra-
tes ergeben sich in folgenden Punkten: 

Nicht gefolgt ist der Ausschuß dem Vorschlag des 
Bundesrates auf Beibehaltung der im Regierungs-
entwurf zur Streichung vorgeschlagenen Übermitt-
lungsregelungen des § 17 des Gesetzes über Boden- 
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nutzungs- und Ernteerhebung, des § 8 des Viehzäh-
lungsgesetzes sowie des § 4 des Gesetzes über eine 
Geflügelstatistik. Zur Begründung ist diesbezüglich 
auf die Darlegungen der Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung zu Artikel 4 Nr. 6 — § 17 des Geset-
zes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung — zu 
verweisen. 

Nicht aufgegriffen hat der Ausschuß ferner den Än-
derungsvorschlag des Bundesrates zu der im Regie-
rungsentwurf zunächst empfohlenen Änderung des 
§ 4 des Gesetzes über Bodennutzungs- und Ernteer-
hebung, da die Bundesregierung in ihrer Gegenäu-
Berung vom Änderungsvorschlag Abstand genom-
men hatte. In § 7 des Gesetzes über Bodennutzungs-
und Ernteerhebung hatte die Bundesregierung eine 
gegenüber dem Vorschlag des Bundesrates weniger 
weitgehende Reduzierung der Zahl der Auskunfts-
pflichtigen in ihrer Gegenäußerung vorgeschlagen. 
In § i des Viehzählungsgesetzes war dem Vorschlag 
des Bundesrates mit der Maßgabe zugestimmt wor-
den, daß das Jahr des Erhebungsbeginns im Hin-
blick auf den Inkrafttretenstermin des Zweiten Sta-
tistikbereinigungsgesetzes in bezug auf die in § 1 
Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a vorgegebene Erhebung 
auf das Jahr 1988 festgelegt wird. Zugestimmt 
wurde ferner der in Artikel 6 vorgesehenen Verlän-
gerung des Erhebungszeitraumes auf vier Jahre 
hinsichtlich der Erhebung der Arbeitskräfte in der 
Forstwirtschaft. Damit wurde dem Vorschlag des 
Bundesrates auf Streichung der Erhebungen über 
Arbeitskräfte in der Forstwirtschaft nicht gefolgt. 
Hinsichtlich der Empfehlungen zu §§ 4 und 7 des 
Gesetzes über Bodennutzung- und Ernteerhebung, 
§ 1 des Viehzählungsgesetzes und § 1 der Statistik 
über Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft 
ist zur Begründung jeweils auf die Gegenäußerung 
der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun-
desrates zu verweisen. 

5. Zur Einfügung eines Artikels 12 a und 
eines Artikels 12 b 

Entsprechend den Vorschlägen in der Gegenäuße-
rung der Bundesregierung hat der Ausschuß je-
weils ausdrücklich eine Übernahme der Vorschläge 
des Bundesrates abgelehnt, in einem Artikel 12 a 
eine Streichung der Erhebungen der die Durchfüh-
rung von Maßnahmen zur Rehabilitation und in 
einem Artikel 12 b in bezug auf die Beherbergungs-
statistik eine jährliche Ergänzungserhebung bei 
Kleinbetrieben in ausgewählten Gemeinden vorzu-
sehen. Zur Begründung ist jeweils auf die Gegenäu-
ßerung der Bundesregierung zu Nummern 21 und 
22 der Stellungnahme des Bundesrates zu verwei-
sen. 

6. Zu Artikel 13 

Den Änderungsvorschlägen im Regierungsentwurf 
zu Artikel 13 hat der Ausschuß bis auf die von der 
Bundesregierung empfohlene Änderung des § 5 zu-
gestimmt. In bezug auf die bisher geltende Über-
mittlungsregelung des § 5, wonach die Zuleitung ei-
ner Abschrift des ausgefüllten Erhebungsvordrucks 
an die zuständige Oberste Landesbehörde oder an 

die von ihr bestimmten Stellen zugelassen ist, emp-
fiehlt der Ausschuß deren ersatzlose Streichung, da 
auch die von der Bundesregierung als milderes Mit-
tel vorgeschlagene Abänderung der bisherigen 
Übermittlungsregelung in eine Veröffentlichungs-
regelung im Ausschuß keine Zustimmung gefunden 
hat. 

Hinsichtlich der im Regierungsentwurf vorgeschla-
genen Veröffentlichungsregelung hatte der Bundes-
beauftragte für den Datenschutz im Rahmen einer 
Stellungnahme hervorgehoben, daß dieser Rege-
lungsvorschlag eine Ermächtigung zur Veröffentli-
chung statistischer Einzelangaben enthalte. Damit 
stelle der Regierungsentwurf sogar eine daten-
schutzrechtliche Verschlechterung gegenüber der 
derzeitigen Verwaltungspraxis dar, da das Statisti-
sche Bundesamt die Übermittlung sämtlicher Ein-
zelangaben an Dritte eingestellt habe. Im Rahmen 
der Beratungen war seitens des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz ergänzend dargelegt wor-
den, daß er sich auch insofern gegen die in Druck-
sache 10/5964 enthaltene Begründung des Rege-
lungsvorschlages wende, als darin darauf hingewie-
sen worden sei, daß es sich hier um öffentliche Ver-
kehrsunternehmen handele. Tatsächlich gehe es je-
doch nicht nur um öffentliche Verkehrsunterneh-
men, sondern es fielen auch privatwirtschaftliche 
Unternehmen darunter. Von daher seien hier 
durchaus personenbezogene Daten tangiert. Der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz sei der 
Auffassung, daß es sich insoweit um eine Übermitt-
lungsregelung handele, die in eine Veröffentli-
chungsregelung umgeändert werden solle, letztlich 
jedoch eine Übermittlungsregelung bleibe. Diese 
Änderung entspreche nicht den Grundsätzen des 
Volkszählungsurteils. 

Seitens der Bundesregierung war dazu in einer 
Stellungnahme hervorgehoben worden, daß die im 
Regierungsentwurf vorgesehene Neufassung des 
§ 5 die Veröffentlichung von Ergebnissen in der 
Gliederung nach Ländern gestatte, auch soweit sie 
sich auf Angaben von weniger als drei Auskunfts-
pflichtigen bezögen; als zusätzliche Einschränkung 
seien Umsätze und Einnahmen von der Veröffentli-
chungsmöglichkeit ausgenommen. Nach Auffas-
sung der Bundesregierung seien die Bedenken des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz gegen 
diese Übermittlungsregelung unbegründet. In der 
Begründung zu diesem Regelungsvorschlag sei 
klargestellt, daß es sich um die Angaben von öffent-
lichen Verkehrsunternehmen handele, gegen deren 
Veröffentlichung in der vorgesehenen einge-
schränkten Form keine Bedenken aus Gründen der 
statistischen Geheimhaltung oder des Daten-
schutzes bestünden. Im Rahmen der Beratungen 
war dazu ergänzend unterstrichen worden, daß die 
Bundesregierung gegenüber der vorgesehenen Re-
gelung keinerlei verfassungsrechtliche Probleme 
sehe. Es gehe bei der Regelung um diejenigen, die 
Personenbeförderungen durchführten, d.h. in der 
Regel um öffentlich-rechtliche Unternehmen. Inso-
weit solle die Möglichkeit eröffnet werden, die Sta-
tistiken künftig nach Bundesländern gegliedert ver-
öffentlichen zu können. Daraus ergäben sich nach 
Auffassung der Bundesregierung keinerlei daten- 
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schutzrechtliche Probleme. Der Bundesrat habe 
vorgeschlagen, darüber hinausgehend das Gliede-
rungsschema auf Kreisebene zu erweitern. Dem 
habe die Bundesregierung nicht zugestimmt. Bei ei-
nem Gliederungsschema nach Bundesländern wür-
den jedoch keine rechtlichen Bedenken gesehen. 
Im Zusammenhang mit der Frage nach der Not-
wendigkeit dieser Regelung war hervorgehoben 
worden, diese Veröffentlichungsklausel solle sicher-
stellen, daß in einer bestimmten fachlichen Gliede-
rungstiefe regionale Ergebnisse erzielbar seien. Zu 
den Begriffen der Umsätze und Einnahmen sei an-
zumerken, daß diese Sachverhalte zwar bei den Un-
ternehmenserhebungen anfielen, gleichwohl jedoch 
von einer Veröffentlichung ausgeschlossen werden 
sollten, so daß Bedenken — in bezug auf beispiels-
weise Vergleiche in der Konkurrenzfähigkeit — 
nicht zum Tragen kämen. Ferner gehe es hier vor 
allem um den öffentlichen Personennahverkehr, 
der sich in den Ballungsräumen und in der Fläche 
abspiele. Der Bund finanziere im Wege des Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetzes diesen Verkehr 
in erheblichem Ausmaß, so daß aus Bundessicht ein 
starkes Interesse daran bestehe zu wissen, wie sich 
der Verkehr in der Fläche tatsächlich entwickele. 
Dabei sei zu berücksichtigen, daß die Subventionen 
nicht an die einzelnen Unternehmen gegeben wür-
den, sondern an die Länder und diese die Subven-
tionen weiter an die Gemeinden verteilten. Unter 
Aspekten der Wirtschaftlichkeit sei es für den Bund 
wichtig, das Mengengerüst zu kennen, unter dem 
der öffentliche Personennahverkehr abgewickelt 
werde, d. h. die Beförderungsfälle und die entspre-
chende Verkehrsleistung in einer regionalen Vertei-
lung. 

Seitens der Fraktion der FDP war dazu hervorgeho-
ben worden, daß von der Bundesregierung in bezug 
auf die vorgeschlagene Veröffentlichungsregelung 
nicht habe dargelegt werden können, worin das 
zwingende Interesse an einer Veröffentlichung lie-
ge, die von den Regeln des Entwurfs des Bundessta-
tistikgesetzes abweiche. Der Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz habe unwidersprochen dargelegt, 
daß dieser Regelungsvorschlag eine Verschlechte-
rung gegenüber der derzeitigen Verwaltungspraxis 
darstelle, nach der das Statistische Bundesamt die 
Übermittlung sämtlicher Einzelangaben an Dritte 
eingestellt habe. Bei diesem Regelungsvorschlag 
gehe es nicht darum, daß die Bundesregierung An-
gaben erhalte oder nicht, die sie für Entscheidun-
gen über Subventionen benötige oder nicht. Die 
Bundesregierung werde sicherlich die Konditionen 
genau umreißen, nach denen sie die Mittel zur Ver-
fügung stelle. Soweit dazu Angaben über Unterneh-
men notwendig seien, werde sie diese von den Un-
ternehmen selbst erhalten. Das einzige Argument, 
das vorgetragen worden sei, sei der Hinweis, daß 
dann möglicherweise für die Stadtstaaten keine sta-
tistischen Ergebnisse in diesem Bereich veröffent-
licht werden könnten. Es habe allerdings nicht dar-
gelegt werden können, ob es überhaupt ein Bundes-
land gebe, in dem nur noch weniger als drei Aus-
kunftspflichtige vorhanden seien. Warum darüber 
hinaus auch die Daten von weniger als drei Unter-
nehmen veröffentlicht werden sollten und dies 
zwingend benötigt werde, habe nicht begründet 

werden können. Von daher sei der Regelungsvor

-

schlag des Regierungsentwurfes zu § 5 abzulehnen. 

Der Ausschuß hat sich dieser Auffassung ange-
schlossen und eine ersatzlose Streichung der über 
den Regelungsvorschlag der Bundesregierung hin-
ausgehenden Übermittlungsregelung des § 5 des 
Gesetzes zur Durchführung einer Statistik über die 
Personenbeförderung im Straßenverkehr beschlos-
sen. 

7. Zu Artikel 14 

Insoweit war eingehend die Streichung der Über-
mittlungsvorschrift des § 5 des Straßenverkehrsun-
fallstatistikgesetzes erörtert worden. 

Seitens der Bundesregierung war dazu erläutert 
worden, daß die Streichung des § 5 auf der Überle-
gung beruht habe, daß in § 16 des Bundesstatistik-
gesetzes künftig eine Vorschrift zur Übermittlung 
von Daten für Zwecke der wissenschaftlichen For-
schung enthalten sein werde und die Bundesanstalt 
für Straßenwesen die Daten, die sie für Forschungs-
zwecke benötige, auf der Grundlage dieser Rege-
lung auch erhalte, da es sich um die Übermittlung 
faktisch anonymisierter Daten an eine wissen-
schaftliche Einrichtung handele. Seitens des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz sei jedoch die 
Frage aufgeworfen worden, ob es sich dabei tat-
sächlich um faktisch anonymisierte Daten handele 
und dementsprechend auf der Grundlage der allge-
meinen, im Entwurf des Bundesstatistikgesetzes 
vorgesehenen Regelung die in Frage stehenden Da-
ten an die Bundesanstalt für Straßenwesen über-
mittelt werden könnten. Diese Problematisierung 
durch den Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
habe dazu geführt, daß der Ausschuß für Verkehr 
die in seiner Stellungnahme enthaltene Empfeh-
lung abgegeben habe, mit der die als notwendig 
angesehene Datenübermittlung an die Bundesan-
stalt für Straßenwesen rechtlich abgesichert wer-
den solle. Diese Diskussion habe dazu geführt, daß 
nunmehr möglicherweise doch eine einzelstatisti-
sche Übermittlungsregelung getroffen werde. Dies 
hänge davon ab, welche Daten übermittelt werden 
sollten, was entscheidend für die Beantwortung der 
Frage sei, ob es faktisch anonymisierte Daten seien 
oder nicht. Wenn dies bejaht werden müsse, sei eine 
gesonderte Regelung überflüssig. Wenn man zu ei-
nem anderen Ergebnis gelange, müsse im neuen 
Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz eine neue 
Übermittlungsregelung geschaffen werden. Zur 
Notwendigkeit der Datenübermittlung sei hervorzu-
heben, daß die Verbesserung der Verkehrssicher-
heit ein zentrales Ziel sei. Bekannt sei, daß derzeit 
wieder steigende Unfall- und Verunglücktenzahlen 
zu beklagen seien. 1985 habe es ungefähr 8 500 Ver-
kehrstote und etwa 400 000 Verletzte gegeben. Die 
gesamtwirtschaftlichen Unfallkosten seien mit 
etwa 47 Milliarden DM zu beziffern. 1969 sei es ein 
besonderes Anliegen des Deutschen Bundestages 
gewesen, den Bundesminister für Verkehr zu ersu-
chen, eine zentrale Stelle auf seiten des Bundes ein- 
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zurichten, die die Aufgabe haben sollte, die Unfal-
lursachen auszuwerten und zu analysieren, For-
schungsarbeiten zum Unfallgeschehen zu koordi-
nieren sowie eigene Forschungsaktivitäten durch-
zuführen und Forschungsaufträge an Dritte zu ver-
geben. Diese Funktionen seien der Bundesanstalt 
für Straßenwesen als der zentralen Stelle für Un-
fallforschung übertragen worden. Dafür sei in der 
Bundesanstalt für Straßenwesen eine zusätzliche 
Abteilung eingerichtet worden. Die amtliche Stati-
stik sei eine wesentliche Informationsquelle für die 
Kenntnisse über das Unfallgeschehen und dessen 
Entwicklung. Zu diesem Zweck habe die Bundesan-
stalt für Straßenwesen bisher vom Statistischen 
Bundesamt Einzelangaben ohne Namen und An-
schrift, ohne den Tag des Geburtsdatums und ohne 
die zweite Buchstabengruppe und Ziffernfolge des 
Kfz-Kennzeichens erhalten. Der Ausschuß für Ver-
kehr sei der Auffassung, daß dies auch künftig not-
wendig sei und rechtlich abgesichert werden sollte, 
damit es überhaupt keinen Raum für möglicher-
weise abweichende Interpretationen gebe. Sicher-
gestellt werden müsse, daß künftig bei der Bundes-
anstalt für Straßenwesen Unfallforschung betrie-
ben werden könne. Mit der bisherigen Konkretisie-
rung der Datensätze habe man geglaubt, einen hin-
reichenden Kompromiß gefunden zu haben zwi-
schen den Anforderungen des Datenschutzes einer-
seits und dem berechtigten überwiegenden Allge-
meininteresse an der Unfallforschung anderer-
seits. 

Seitens des Ausschusses war im Hinblick darauf 
die Auffassung vertreten worden, daß die Bundes-
anstalt für Straßenwesen weiterhin Unfallfor-
schung betreiben müsse und daß die Weitergabe 
von Unfalldaten auch künftig für Zwecke der Un-
fallforschung möglich sein solle. Es könne niemand 
wollen, daß wichtige Forschung in diesem Bereich 
unterbleibe. Trotzdem sei eine Regelung zu finden, 
die einerseits eine Übermittlung ermögliche, ande-
rerseits datenschutzrechtliche Bedenken unter Be-
rücksichtigung der Vorgaben des Volkszählungsur-
teils ausräume. 

Im Rahmen einer daraufhin von der Bundesregie-
rung vorgelegten Stellungnahme hatte diese ihre 
Auffassung unterstrichen, daß die Möglichkeit ge-
sehen werde, für Zwecke der Unfallforschung die 
notwendigen Einzelangaben zur Verfügung zu stel-
len. Dies lasse sich auf der Basis des Straßenver-
kehrsunfallstatistikgesetzes in der bisher geltenden 
Fassung für das Jahr 1985 in der Weise erreichen, 
daß das Statistische Bundesamt bzw. die Statisti-
schen Ämter der Länder Einzelangaben in verfas-
sungskonformer Anwendung des § 5 des Straßen-
verkehrsunfallstatistikgesetzes an die Bundesan-
stalt für Straßenwesen übermittelten. Für die Fol-
gejahre solle mit einer Novellierung des Straßen-
verkehrsunfallstatistikgesetzes eine neue einzelge-
setzliche Übermittlungsregelung vorgeschlagen 
werden. Der Anregung des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz, den im Regierungsentwurf vorge-
sehenen Verzicht auf die Übermittlungsregelung in 
§ 5 Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz beizube-
halten, werde damit entsprochen. Im Rahmen der 
Beratungen war dazu ergänzend erläutert worden, 

daß sich auch bei Streichung des § 5 des Straßen-
verkehrsunfallstatistikgesetzes die notwendigen 
Übermittlungen für das Jahr 1985 an die Bundesan-
stalt für Straßenwesen auf der Basis des Straßen-
verkehrsunfallstatistikgesetzes in der bisher gel-
tenden Fassung erreichen ließen. Dies sei aller-
dings mit der Maßgabe vorgesehen, daß zwischen 
dem Statistischen Bundesamt, dem Bundesminister 
für Verkehr und der Bundesanstalt für Straßenwe-
sen geprüft werde, welche Angaben für die Unf all-
forschung unverzichtbar seien. Insofern werde der 
Übergangsbonus mit der Maßgabe in Anspruch ge-
nommen, daß überprüft werde, wo Einschränkun-
gen bereits gegenwärtig möglich seien, ohne die 
Aufgabenerfüllung zu gefährden. Für 1986, d. h. 
nachdem § 5 bei einer Streichung außer Kraft getre-
ten sei, bereite der Bundesminister für Verkehr 
eine Novellierung des Straßenverkehrsunfallstati-
stikgesetzes vor, in der auch die Übermittlung der 
Daten entsprechend den Vorgaben des Volkszäh-
lungsurteils konkret geregelt werden solle. Von da-
her könne § 5 entsprechend dem Vorschlag im Re-
gierungsentwurf nach Auffassung der Bundesregie-
rung gestrichen werden. Die Übermittlungen für 
1985 seien teilweise bereits vorgenommen und wür-
den gegenwärtig noch weiter vorgenommen, so daß 
diese auf der Basis des geltenden § 5 erfolgten. 

Seitens des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz war der von der Bundesregierung vorge-
schlagene Weg als vertretbar angesehen worden. 
Bei Realisierung des Vorschlages, die Vorschrift 
aufzuheben und in diesem Jahr noch Übermittlun-
gen im Rahmen des Übergangsbonus zuzulassen, 
müsse jedoch überprüft werden, welche Daten un-
ter Berücksichtigung der Aspekte des Übergangs-
bonus und der Erforderlichkeit übermittelt werden 
könnten. Für das Jahr 1986 müsse eine neue Vor-
schrift verabschiedet werden. Wenn diese nicht vor-
gelegt werde, werde auf das Bundesstatistikgesetz 
zurückzugreifen sein, wonach Übermittlungen mög-
lich seien. Das Straßenverkehrsunfallstatistikge-
setz sei eines jener Gesetze, die unbedingt novel-
liert werden müßten. 

Der Ausschuß hat unter Berücksichtigung der von 
der Bundesregierung beabsichtigten Vorgehens-
weise Artikel 14 unverändert zugestimmt, wobei 
seitens der Fraktion der CDU/CSU hervorgehoben 
worden war, daß die Übermittlung der notwendigen 
Daten an die Bundesanstalt für Straßenwesen si-
chergestellt sein müsse und seitens der Fraktion 
der SPD darauf hingewiesen worden war, daß dann, 
wenn das neue Straßenverkehrsunfallstatistikge-
setz nicht vorgelegt werde, für 1986 keine Übermitt-
lungsgrundlage mehr gegeben sei, so daß dadurch 
der Druck auf die Bundesregierung erhöht werde, 
so schnell wie möglich eine Anschlußregelung vor-
zulegen. 

8. Zu Artikeln 15 bis 17 

Seitens der Fraktion der FDP war insoweit an den 
im Rahmen der Beratungen zu den Rechtsbereini-
gungsgesetzen im Innenausschuß nachdrücklich 
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geäußerten Wunsch erinnert worden, in künftigen 
Bereinigungsgesetzentwürfen Verordnungen, die 
durch eine Verordnung vereinfacht oder bereinigt 
werden können, auch auf dem Verordnungswege zu 
bereinigen, wenn dies als notwendig angesehen 
werde und damit nicht die Gesetzentwürfe zu be-
frachten. 

Seitens der Bundesregierung war dazu erklärt wor-
den, daß es sich bei den in Artikeln 15 bis 17 enthal-
tenen Bereinigungen teilweise um zeitlich befri-
stete Regelungen der Statistikbereinigungsverord-
nung vom 14. September 1984 handele. Diese seien 
auf drei Jahre befristet, weil die zugrundeliegenden 
gesetzlichen Regelungen derartige Erleichterungen 
im Verordnungswege nur auf drei Jahre befristet 
zuließen. Auf der Grundlage einer Verordnung 
könnten diese Erleichterungen nicht über drei 
Jahre hinaus beibehalten werden. Wenn dies erfol-
gen solle und die Erleichterungen auf Dauer beibe-

halten werden sollten, müsse vor Ablauf der Drei-
jahresfrist der Gesetzgeber eine entsprechende 
Entscheidung treffen. 

Der Ausschuß hat den von ihm im Rahmen der 
Beratungen zu Rechtsbereinigungen bereits mehr-
fach hervorgehobenen Grundsatz unterstrichen, 
daß dann, wenn bestimmte Entscheidungen der 
Verwaltung übertragen seien, diese die von ihr ge-
troffenen Entscheidungen wieder korrigieren 
müsse und korrigieren können solle. Wenn dies nur 
durch Gesetz erfolgen könne, müßten zur Errei-
chung dieser Zielsetzung die Verordnungsermächti-
gungen geändert werden. Eine Überprüfung der 
Frage, inwieweit dies notwendig sei, sollte in der 
von der Bundesregierung eingesetzten Kommission 
zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung im ein-
zelnen erfolgen, um diese Zielsetzung realisieren zu 
können, da ansonsten diese Problematik immer 
wieder auftrete. 

Bonn, den 3. Dezember 1986 

Dr. Wernitz 

Berichterstatter 

Ströbele Broil Dr. Hirsch 

 








